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Recht auf Information: Diskussion um § 219a StGB gehört im Wahljahr 

auf die politische Tagesordnung 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) setzt sich für reproduktive Rechte aller Frauen in 

Deutschland ein und weist regelmäßig auf Reformbedarfe hin. Heute, am 4. Oktober 2020, 

lädt der djb unter strenger Beachtung der Hygieneregeln ein zur Matinée im Kino Hackesche 

Höfe in Berlin. Gezeigt wird „Never Rarely Sometimes Always“ – auf der diesjährigen Berlinale 

mit dem Großen Preis der Jury und auf dem Internationalen Filmfestival in Sundance ausge-

zeichnet. Anschließend spricht djb-Präsidentin Prof. Dr. Maria Wersig mit Dr. Sina Fontana, 

Vorsitzende der djb-Kommission für „Verfassungsrecht, Öffentliches Recht, Gleichstellung“, 

Akademische Rätin, Georg-August-Universität Göttingen und Prof. Dr. Daphne Hahn, Profes-

sorin für Gesundheitswissenschaften und empirische Sozialforschung, Leiterin des Promoti-

onszentrums Public Health, Hochschule Fulda, über das Thema des Films: Stigmatisierung von 

Schwangerschaftsabbrüchen und die damit verbundenen Probleme rund um weibliche Selbst-

bestimmungsrechte und Gesundheitsversorgung.  

„,Never Rarely Sometimes Always‘ zeigt eindrücklich die Hürden, die Recht und Gesellschaft 

einer ungewollt schwangeren Frau in den Weg legen können. Ich sehe viele Parallelen zu 

Deutschland, denn auch hier besteht Reformbedarf. Die Diskussion um § 219a StGB gehört im 

Wahljahr 2021 verstärkt auf die Tagesordnung, ebenso wie der rechtliche Umgang mit Geh-

steigbelästigungen vor Beratungsstellen und Arztpraxen.“, fordert die Präsidentin des djb, 

Prof. Dr. Maria Wersig.  

„Die freie Entscheidung über die Fortführung der Schwangerschaft ist elementarer Bestandteil 

des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Es gehört zur Schutzpflicht des Staates, die Rahmen-

bedingungen dafür zu schaffen, dass Frauen von diesem Recht auch tatsächlich Gebrauch ma-

chen können.“, erläutert Dr. Sina Fontana.  

„Ich bin froh, dass mit diesem und anderen Filmen zum Schwangerschaftsabbruch Fragen  auf 

den Tisch kommen, die für die Situation in Deutschland dringend diskutiert werden müssen. 

Dazu gehören Fragen der medizinischen Versorgung, Verhütung, medizinischen Ausbildung 

zum Schwangerschaftsabbruch, aber auch das große Thema Stigmatisierung des Abbruchs.“, 

betont Prof. Dr. Daphne Hahn. 
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